
Gesetz
über die Wahlen zu den Volksvertretungen 
der Deutschen Demokratischen Republik 

(Wahlgesetz)

Vom 31. Juli 1963 
(GBl. I S. 97)

i. d. F. des Änderungsgesetzes vom 13. September 1965 
(GBl. I S. 207) 

und des Änderungsgesetzes vom 2. Mai 1967 
(GBl. I S. 57)

Die Volksvertretungen sind die wichtigsten Organe der Staats
macht der Deutschen Demokratischen Republik. Sie leiten bewußt 
und planmäßig den umfassenden Aufbau des Sozialismus. Sie ver
wirklichen ihre Aufgaben durch die breiteste Einbeziehung aller 
Schichten der Bevölkerung in die staatliche Tätigkeit und durch 
die Förderung der schöpferischen Initiative der Werktätigen bei 
der Ausarbeitung und Durchführung der Volkswirtschaftspläne.

Die Wahlen zu den Volksvertretungen sind Höhepunkte im 
gesellschaftlichen Leben unserer Republik. Die Vorbereitung und 
Durchführung der Wahlen dient der Stärkung unseres Staates und 
der Festigung der politisch-moralischen Einheit der Bevölkerung.

Für die Wahlen zu den Volksvertretungen beschließt die Volks
kammer folgendes Gesetz:

A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n

§ 1
Wahlgrundsätze

(1) In der Deutschen Demokratischen Republik wählt die Be
völkerung ihre Machtorgane, die Volkskammer und die örtlichen 
Volksvertretungen, in allgemeinen, gleichen, unmittelbaren und 
geheimen Wahlen auf die Dauer von 4 Jahren.
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